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Verordnung 
vom 22. Januar 2013 

betreffend die Abänderung der Verordnung 
über Massnahmen gegenüber Syrien 

Aufgrund von Art. 2 des Gesetzes vom 10. Dezember 2008 über die 
Durchsetzung internationaler Sanktionen (ISG), LGBl. 2009 Nr. 41, 
unter Einbezug der aufgrund des Zollvertrages anwendbaren schweizeri-
schen Rechtsvorschriften und gestützt auf den Beschluss des Rates der 
Europäischen Union vom 29. November 2012 (2012/739/GASP) verord-
net die Regierung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Die Verordnung vom 12. Juni 2012 über Massnahmen gegenüber Sy-
rien, LGBl. 2012 Nr. 159, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abge-
ändert: 

Art. 3 Abs. 2a, 3 und 4 

2a) Der Kauf, die Beschaffung, die Einfuhr und Durchfuhr von Rüs-
tungsgütern aller Art, einschliesslich Waffen und Munition, Militärfahr-
zeugen und -ausrüstung, paramilitärischer Ausrüstung sowie Zubehör 
und Ersatzteilen dafür, aus oder mit Ursprung in Syrien sind verboten. 
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3) Die Erbringung von Dienstleistungen aller Art, einschliesslich Fi-
nanzdienstleistungen, Vermittlungsdiensten und technischer Beratung, 
die Gewährung von Finanzmitteln sowie die Bereitstellung und Vermitt-
lung von Versicherungen und Rückversicherungen im Zusammenhang 
mit dem Kauf, dem Verkauf, der Beschaffung, der Lieferung, der Ein-, 
Aus- und Durchfuhr, der Herstellung oder der Verwendung von Gütern 
nach Abs. 1 bis 2a sind verboten. 

4) Die vorübergehende Ausfuhr von Schutzkleidung, einschliesslich 
kugelsicherer Westen und Helme, zur persönlichen Verwendung durch 
das Personal der Vereinten Nationen, der Europäischen Union oder der 
Schweiz, durch Medienvertreter sowie durch humanitäres Personal ist 
von den Verboten nach Abs. 1, 2 und 3 ausgenommen. 

Art. 6 Abs. 4 

4) Die Erbringung von technischer und finanzieller Hilfe sowie die 
Bereitstellung von Versicherungen und Rückversicherungen im Zusam-
menhang mit dem Verkauf, der Lieferung, der Ausfuhr und der Durch-
fuhr von Ausrüstung und Technologie nach Anhang 4 sind verboten. 

Art. 11 Abs. 3 Bst. e 

3) Die Regierung kann Zahlungen aus gesperrten Konten, Übertra-
gungen gesperrter Vermögenswerte sowie die Freigabe gesperrter wirt-
schaftlicher Ressourcen ausnahmsweise bewilligen zur: 
e) finanziellen Unterstützung syrischer Staatsbürger, die nicht in An-

hang 8 aufgeführt sind und die in Liechtenstein: 
1. eine allgemeine oder berufliche Ausbildung durchlaufen, oder 
2. in der akademischen Forschung tätig sind. 
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II. 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Kundmachung in Kraft. 

Fürstliche Regierung: 
gez. Dr. Klaus Tschütscher 
Fürstlicher Regierungschef 
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